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II

(Vorbereitende Rechtsakte in Anwendung des Titels VI des Vertrags über die Europäische Union)

RAT

Initiative der Portugiesischen Republik im Hinblick auf die Annahme eines Rechtsakts des Rates
aufgrund von Artikel 43 Absatz 1 des Übereinkommens über die Errichtung eines Europäischen
Polizeiamts (Europol-Übereinkommen) zur Erstellung eines Protokolls zur Änderung von

Artikel 2 und des Anhangs des Übereinkommens

(2000/C 200/01)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — IN DER ERWÄGUNG, daß der Europäische Rat auf seiner Tagung
in Tampere den Rat ersucht hat, die Zuständigkeit von Europol
auf Geldwäsche im allgemeinen zu erweitern, unabhängig

gestützt auf das Übereinkommen über die Errichtung eines davon, aus welcher Art von Straftaten die gewaschenen Erträge
Europäischen Polizeiamts (1), insbesondere auf Artikel 43 Ab- stammen —
satz 1,

BESCHLIESST, daß ein Protokoll in der im Anhang enthaltenen
Fassung zur Änderung des Übereinkommens über die Errich-auf Initiative Portugals (2), tung eines Europäischen Polizeiamts erstellt ist, das heute
von den Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union unterzeichnet worden ist,nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (3),

EMPFIEHLT den Mitgliedstaaten, das Protokoll gemäß ihren
verfassungsrechtlichen Vorschriften anzunehmen.nach Stellungnahme des Verwaltungsrats von Europol (4),

Geschehen zu ...

Im Namen des Rates

Der Präsident

...

(1) ABl. C 316 vom 27.11.1995, S. 2.
(2) ABl. C 200 vom 13.7.2000, S. 1.
(3) ABl. C ...
(4) ABl. C ...
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PROTOKOLL

erstellt aufgrund von Artikel 43 Absatz 1 des Übereinkommens über die Errichtung eines
Europäischen Polizeiamts (Europol-Übereinkommen) zur Änderung von Artikel 2 und des

Anhangs jenes Übereinkommens

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN dieses Protokolls und Vertragsparteien des Übereinkommens über die Errichtung
eines Europäischen Polizeiamts, die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind —

UNTER BEZUGNAHME auf den Rechtsakt des Rates der Europäischen Union vom ...,

in der Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Es ist erforderlich, daß Europol wirksamere Instrumente zur Bekämpfung der Geldwäsche erhält, damit dessen
Möglichkeiten, die Mitgliedstaaten hierbei zu unterstützen, verbessert werden.

(2) Der Europäische Rat hat den Rat der Europäischen Union ersucht, die Zuständigkeit von Europol auf Geldwäsche
im allgemeinen zu erweitern, unabhängig davon, aus welcher Art von Straftaten die gewaschenen Erträge
stammen —

HABEN SICH AUF DIE NACHSTEHENDEN BESTIMMUNGEN GEEINIGT:

Artikel 1 Artikel 2

Das Europol-Übereinkommen wird wie folgt geändert: (1) Dieses Protokoll bedarf der Annahme durch die Mit-
gliedstaaten nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfassungsrechtli-1. Artikel 2 wird wie folgt geändert: chen Vorschriften.

a) Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:
(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Generalsekretär

„(2) Um die in Absatz 1 genannten Ziele schritt- des Rates der Europäischen Union den Abschluß der Verfahren,
weise zu erreichen, wird Europol zunächst bei der die nach ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften
Verhütung und der Bekämpfung des illegalen Drogen- für die Annahme dieses Protokolls erforderlich sind.
handels, der Geldwäsche, des illegalen Handels mit
nuklearen und radioaktiven Substanzen, der Schleu-
serkriminalität, des Menschenhandels und der Kraft- (3) Dieses Protokoll tritt 90 Tage nach der Notifizierung
fahrzeugkriminalität tätig.“ gemäß Absatz 2 durch den Mitgliedstaat, der am Tag der

Annahme des Rechtsakts über die Erstellung dieses Protokolls
b) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: durch den Rat Mitglied der Europäischen Union ist und diese

Notifizierung als letzter vornimmt, in Kraft.
„(3) Die Zuständigkeit von Europol für eine be-
stimmte Form der Kriminalität oder für spezifische
Ausprägungen einer Kriminalitätsform umfaßt die da- Artikel 3
mit in Zusammenhang stehenden Straftaten. Sie er-
streckt sich jedoch nicht auf Vortaten von Geldwäsche,
bei denen es sich um Formen der Kriminalität handelt, (1) Dieses Protokoll steht allen Staaten, die Mitglied der
die nach Absatz 2 nicht in die Zuständigkeit von Europäischen Union werden, zum Beitritt offen, wenn dieses
Europol fallen.“ zum Zeitpunkt der Hinterlegung der Beitrittsurkunden zum

Europol-Übereinkommen nach Artikel 46 des Europol-Über-
2. Der Anhang wird wie folgt geändert: einkommens noch nicht in Kraft getreten ist.

Der mit „Der Umstand, daß Europol nach Artikel 2
Absatz 2 beauftragt werden kann ...“ beginnende Absatz (2) Die Beitrittsurkunden zu diesem Protokoll werden
erhält folgende Fassung: gleichzeitig mit den Beitrittsurkunden zum Europol-Überein-

kommen gemäß dessen Artikel 46 hinterlegt.
„Der Umstand, daß Europol nach Artikel 2 Absatz 2
beauftragt werden kann, sich mit einer der oben aufgeführ-
ten Kriminalitätsformen zu befassen, impliziert außerdem, (3) Der vom Rat der Europäischen Union erstellte Wortlaut

dieses Protokolls in der Sprache des beitretenden Staates istdaß Europol auch für die damit in Zusammenhang stehen-
den Straftaten zuständig ist.“ verbindlich.
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(4) Dieses Protokoll tritt für jeden Mitgliedstaat, der ihm Artikel 46 des Europol-Übereinkommens in der gemäß diesem
Protokoll geänderten Fassung bei.beitritt, am Tag des Inkrafttretens dieses Protokolls gemäß

Artikel 4 Absatz 3 in Kraft, wenn dieses bei Ablauf des
Zeitraums nach Artikel 46 Absatz 4 des Europol-Übereinkom- Artikel 4
mens noch nicht in Kraft getreten ist.

(1) Verwahrer dieses Protokolls ist der Generalsekretär des
Rates der Europäischen Union.(5) Tritt dieses Protokoll nach Artikel 4 Absatz 3 in Kraft,

bevor der Zeitraum gemäß Artikel 46 Absatz 4 des Europol-
Übereinkommens abgelaufen ist, aber nachdem die Beitrittsur- (2) Der Verwahrer veröffentlicht im Amtsblatt den Stand

der Annahmen und Beitritte sowie alle sonstigen Notifizierun-kunde gemäß Artikel 2 hinterlegt wurde, so tritt der Mitglied-
staat, der ihm beitritt, dem Europol-Übereinkommen nach gen im Zusammenhang mit diesem Protokoll.
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Initiative der Französischen Republik im Hinblick auf die Annahme einer Verordnung des Rates
über den freien Personenverkehr mit einem Visum für den längerfristigen Aufenthalt

(2000/C 200/02)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — (5) Das Übereinkommen zur Durchführung des Überein-
kommens von Schengen und die Gemeinsame Konsula-
rische Instruktion an die diplomatischen Missionen und

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen die konsularischen Vertretungen, die von Berufskonsu-
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 2 Buch- larbeamten gebildet werden (3), sind entsprechend zu
stabe b) Ziffer ii) und auf Artikel 63 Absatz 3 Buchstabe a), ändern —

auf Initiative der Französischen Republik (1), HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),
Artikel 1

in Erwägung nachstehender Gründe:
Artikel 18 des Übereinkommens zur Durchführung des Über-
einkommens von Schengen erhält folgende Fassung:

(1) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstands im Sinne des Protokolls zur Einbe-
ziehung des Schengen-Besitzstands in den Rahmen der „Artikel 18
Europäischen Union dar.

Visa für einen Aufenthalt von mehr als drei Monaten Dauer
sind nationale Visa, die von einem der Mitgliedstaaten

(2) Es kann eine gewisse Frist zwischen dem Zeitpunkt gemäß seinen Rechtsvorschriften erteilt werden. Ein solches
verstreichen, zu dem eine Person, der von einem Mitglied- Visum kann ab dem ersten Tag seiner Gültigkeit für
staat ein nationales Visum für den längerfristigen Aufent- drei Monate gleichzeitig als einheitliches Visum für einen
halt erteilt wurde, im Hoheitsgebiet dieses Staates eintrifft, kurzfristigen Aufenthalt gelten, sofern der Inhaber die in
und dem Zeitpunkt, zu dem ihr ein Aufenthaltstitel erteilt Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a), c), d) und e) aufgeführten
wird, der es ihr gestattet, sich im Hoheitsgebiet der Einreisevoraussetzungen erfüllt. Andernfalls berechtigt das
anderen Mitgliedstaaten frei zu bewegen. Visum seinen Inhaber nur dazu, durch das Hoheitsgebiet

der anderen Mitgliedstaaten zu reisen, um sich in das
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats zu begeben, der das Visum

(3) Es ist wünschenswert, den freien Verkehr von Inhabern erteilt hat, es sei denn, er erfüllt die in Artikel 5 Absatz 1
eines nationalen Visums für den längerfristigen Aufent- Buchstaben a), d) und e) aufgeführten Einreisevoraussetzun-
halt, die auf die Ausstellung ihres Aufenthaltstitels warten, gen nicht oder er steht auf der nationalen Ausschreibungs-
dadurch zu erleichtern, daß dieses Visum, das derzeit liste des Mitgliedstaats, durch dessen Hoheitsgebiet die
dessen Inhaber nur zur einmaligen Durchreise durch das Durchreise begehrt wird“.
Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten berechtigt, um sich
in das Hoheitsgebiet des Staates zu begeben, der das
Visum erteilt hat, gleichzeitig als einheitliches Visum für

Artikel 2einen kurzfristigen Aufenthalt Gültigkeit besitzt, sofern
der Antragsteller die Einreise- und Aufenthaltsvorausset-
zungen des am 19. Juni 1990 in Schengen unterzeichne- In Teil I der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion erhält
ten Übereinkommens zur Durchführung des Überein- die Nummer 2.2 folgende Fassung:
kommens von Schengen vom 14. Juni 1985 erfüllt.

„2.2 Visum für den längerfristigen Aufenthalt

(4) Eine derartige Maßnahme stellt einen ersten Schritt zur
Harmonisierung der Voraussetzungen für die Erteilung Für einen Aufenthalt von mehr als drei Monaten wird von
nationaler Visa für den längerfristigen Aufenthalt dar. dem jeweiligen Mitgliedstaat nach Maßgabe der innerstaatli-

chen Rechtsvorschriften ein nationales Visum ausgestellt.

(1) ABl. C 200 vom 13.7.2000, S. 4.
(2) ABl. C ... (3) ABl. L 176 vom 10.7.1977, S. 1.
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Dieses Visum gilt jedoch ab dem ersten Tag seiner Gültigkeit Buchstaben a), d) und e) aufgeführten Einreisevoraussetzun-
für drei Monate gleichzeitig als einheitliches Visum für einen gen nicht oder er steht auf der nationalen Ausschreibungs-
kurzfristigen Aufenthalt, sofern der Inhaber die in Artikel 5 liste des Mitgliedstaats, durch dessen Hoheitsgebiet die
Absatz 1 Buchstaben a), c), d) und e) des Übereinkommens Durchreise begehrt wird.“
aufgeführten und in Teil IV dieser Instruktion übernomme-
nen Einreisevoraussetzungen erfüllt. Andernfalls berechtigt

Artikel 3das Visum seinen Inhaber nur dazu, durch das Hoheitsgebiet
der anderen Mitgliedstaaten zu reisen, um sich in das

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung imHoheitsgebiet des Mitgliedstaats zu begeben, der das Visum
erteilt hat, es sei denn, er erfüllt die in Artikel 5 Absatz 1 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu ...

Im Namen des Rates

Der Präsident

...
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